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TEIL |
Allgemeines, Aufgaben und Ziele

§1
Aufgaben und Ziele der Férderung

(1) Tageseinrichtungen ergénzen und unterstiitzen als sozialpadagogische Bildungsein-
richtungen die Erziehung des Kindes in der Familie durch eine alters- und entwicklungs-
gemalde Forderung. Tageseinrichtungen sollen

1. die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeit férdern und

2. die Eltern dabei unterstitzen, Erwerbstatigkeit oder Ausbildung und Kindererziehung
besser miteinander zu vereinbaren.

Die Forderung umfasst die Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes. Sie soll allen
Kindern gleiche Bildungschancen bieten, unabhangig von ihrem Geschlecht, ihrer ethni-
schen und religibsen Zugehdorigkeit, der sozialen und 6konomischen Situation ihrer Fa-
milie und ihren individuellen Fahigkeiten, und soll soziale Benachteiligungen sowie be-
hinderungsbedingte Nachteile moglichst ausgleichen.

(2) Die Forderung in der Tageseinrichtung hat die individuellen Bedurfnisse und das je-
weilige Lebensumfeld des Kindes und seiner Familie zu berlcksichtigen. Die Kinder sol-
len darin unterstitzt werden, ihre motorischen, kognitiven, sozialen und musischen
Fahigkeiten zu erproben und zu entwickeln und ihre Lebenswelt auR3erhalb der
Tageseinrichtung zu erkunden. Die Forderung des Erwerbs der deutschen Sprache ist
ein Bestandteil des vorschulischen Bildungsauftrags, der in den Tageseinrichtungen ver-
folgt wird.

(3) Die Forderung in Tageseinrichtungen soll insbesondere darauf gerichtet sein,

1. das Kind auf das Leben in einer Gesellschaft vorzubereiten, in der Wissen, sprachli-
che Kompetenz, Neugier, Lernenwollen und -kdnnen, Problemlésen und Kreativitéat von
entscheidender Bedeutung sind,

2. das Kind auf das Leben in einer demokratischen Gesellschaft vorzubereiten, die fur
ihr Bestehen die aktive, verantwortungsbewusste Teilhabe ihrer Mitglieder im Geiste der
Toleranz, der Verstandigung und des Friedens bendtigt und in der alle Menschen unge-
achtet ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Identitat, ihrer Behinderung, ihrer ethnischen,
nationalen, religiosen und sozialen Zugehorigkeit sowie ihrer individuellen Fahigkeiten
und Beeintrachtigungen gleichberechtigt sind,

3. das Kind auf das Leben in einer Welt vorzubereiten, fiir die der verantwortliche Um-
gang mit den nattrlichen Ressourcen unverzichtbar ist,

4. dem Kind zu ermdglichen, eine eigenstandige und selbstbewusste Personlichkeit zu
entwickeln, die die kulturelle Vielfalt anerkennt und bejaht,

5. das Kind dabei zu unterstiitzen, ein Bewusstsein vom eigenen Kdrper und dessen
Bedurfnissen zu erwerben,

6. das Zusammenleben von Kindern mit und ohne Behinderung auf der Grundlage des
Gebots der Gleichberechtigung von Menschen mit und ohne Behinderung zu unterstit-
zen.



(4) Die Tageseinrichtungen sollen sich mit anderen Einrichtungen und Diensten abstim-
men und mit Einrichtungen der Familienbildung und der Erziehungsberatung kooperie-
ren. Der Ubergang zur Schule soll durch eine an dem Entwicklungsstand der Kinder
orientierte Zusammenarbeit mit der Schule unterstitzt werden. Dies betrifft insbeson-
dere die in Absprache mit den Eltern vorzunehmende Ubermittlung von Unterlagen aus
der Sprachdokumentation in Vorbereitung des Schulbesuchs.

(5) Bei der Gestaltung des Alltags in der Tageseinrichtung sind den Kindern ihnrem Ent-
wicklungsstand entsprechende Mitwirkungsmaoglichkeiten zu eréffnen.

(6) Die Kindertagespflege soll die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfahigen Persdnlichkeit in einer familiennahen Betreuungsstruk-
tur fordern, die Erziehung und Bildung in der Familie unterstiitzen und ergéanzen und
den Eltern dabei helfen, Erwerbstétigkeit und Kindererziehung besser miteinander zu
vereinbaren.

§2
Geltungsbereich

(1) Die Verpflichtung zur Gewahrleistung bedarfsgerechter Férderung in Tageseinrich-
tungen oder Kindertagespflege nach diesem Gesetz richtet sich an das Land Berlin als
Trager der offentlichen Jugendhilfe, soweit sich eine Zustandigkeit aus den Vorschriften
uber die ortliche Zustandigkeit des Achten Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung der
Bekanntmachung vom Gesetzes vom 21. Marz 2005 (BGBI. I. S. 818), in der jeweiligen
Fassung ergibt. In Einzelfallen, insbesondere bei einem befristeten, berufsbedingten
Aufenthalt in Berlin kann abweichend von Satz 1 eine Forderleistung nach diesem
Gesetz gewahrt werden.

(2) Die nach § 24 des Achten Buches Sozialgesetzbuch bestehende Verpflichtung, fur
Kinder im schulpflichtigen Alter nach Bedarf Platze in Tageseinrichtungen und Tages-
pflege vorzuhalten, ist durch entsprechende Angebote auf Grundlage des Schulgeset-
zes vom 26. Januar 2004 (GVBI. S. 26), geandert durch Artikel 11l des Gesetzes vom
23. Juni 2005 (GVBI. S. 322), in der jeweils geltenden Fassung zu erfiillen, wenn in ent-
sprechender Anwendung des 8 4 Abs. 2 ein Bedarf fur eine solche Forderung besteht.

(3) Die Regelungen der 88 1, 5a Absatz 3 6, 8 bis 12, 14 Abs. 1 und 2, 8 19 Absatz 5
und des § 25 finden auf alle Trager von Tageseinrichtungen Anwendung, unabhéngig
davon, ob diese nach § 23 finanziert werden.

§3
Begriffsbestimmungen

(1) Tageseinrichtungen sind Kindertagesstatten, Eltern-Initiativ-Kindertagesstatten und
Eltern-Kind-Gruppen, in denen sich Kinder regelmafig fur einen Teil des Tages oder
ganztagig aufhalten.



(2) Kindertagesstatten fordern Kinder

1. im Krippenalter bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres und

2. im Kindergartenalter vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt.
Die Forderung erfolgt in altersgleichen oder altersgemischten Gruppen.

(3) Eltern-Initiativ-Kindertagesstatten sind Tageseinrichtungen, in denen Eltern die For-
derung ihrer Kinder selbst organisieren.

(4) Eltern-Kind-Gruppen sind Tageseinrichtungen, die im Verbund mit anderen Einrich-
tungen und Diensten unter Beteiligung der Eltern eine regelmaldige Halbtagsférderung
anbieten.

(5) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die Inhaber der Personensorge fur das Kind
oder jede sonstige Person Uber 18 Jahre, soweit sie auf Grund einer Vereinbarung mit
dem Personensorgeberechtigten nicht nur vortibergehend und nicht nur fir einzelne
Angelegenheiten Aufgaben der Personensorge wahrnimmt und dies auch die Geltend-
machung von Rechten nach diesem Gesetz umfasst.

TEIL II
Voraussetzungen und Umfang der Forderung, Verfahren

§4
Anspruch und bedarfsgerechte Forderung

(1) Der Anspruch auf Forderung in einer Tageseinrichtung ohne Nachweis eines Bedarfs
richtet sich nach 8§ 24 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in der jeweils geltenden
Fassung; § 2 Absatz 1 bleibt unberuhrt. Im Ubrigen sollen Kinder einen geeigneten Platz
in einer Tageseinrichtung oder Kindertagespflege erhalten, wenn ein entsprechender
Bedarf festgestellt wird. Gleiches gilt fir Kinder nach Satz 1, soweit ein Uber eine Halb-
tagsforderung hinausgehender Bedarf oder eine Betreuung in Kindertagespflege bean-
tragt wird. Der Betreuungsumfang soll dem Férderungsbedarf des Kindes und den Be-
durfnissen seiner Familie gerecht werden. Die Jugendamter sollen die Eltern unter Be-
ricksichtigung ihrer Wiinsche und der familidren Bedurfnisse umfassend Uber die ihrem
Kind zustehenden Anspriche und Mdglichkeiten informieren und beraten. Soweit die
Voraussetzungen fur die Bewilligung des Antrags vorliegen, soll der Bedarfsbescheid
(Gutschein) auf Wunsch der Eltern Gbersandt werden.

(2) Ein Bedarf liegt dem Grunde und dem Umfange nach vor, wenn sich dieser aus
padagogischen, sozialen oder familidren Grinden ergibt. Ein solcher liegt insbesondere
vor, wenn die Eltern des Kindes wegen Erwerbstatigkeit, schulischer oder beruflicher
Ausbildung, Studiums, Umschulung oder beruflicher Fort- und Weiterbildung einschliel3-
lich der Teilnahme an einer MalRnahme zur Eingliederung in Arbeit oder wegen Arbeits-
suche die Betreuung nicht selbst ibernehmen kénnen.



(3) Kindern in den letzten drei Jahren vor Beginn der regelmafigen Schulpflicht wird auf
Antrag ohne weitere Bedarfsprifung eine Forderung bis zu einer Teilzeitférderung
gewahrt. Fur Kinder, die das zweite Lebensjahr vollendet haben, liegt regelmalfiig ein
Bedarf zumindest fiir eine Teilzeitférderung in einer Tageseinrichtung vor, wenn die For-
derung fir die sprachliche Integration erforderlich ist.

(4) Die Erfullung eines Anspruchs oder Forderungsbedarfs setzt einen vorherigen An-
trag und die Feststellung nach 8§ 7 voraus.

(5) Die Leistungsverpflichtung nach § 2 Abs. 1 wird durch den Nachweis eines freien
und geeigneten Platzes im Land Berlin erftllt. Das zustandige Jugendamt kann zur
Bedarfsdeckung auch Platze in privat-gewerblichen Tageseinrichtungen nachweisen,
sofern mit dem jeweiligen Betreiber eine entsprechende Vereinbarung abgeschlossen
worden ist.

(6) Eltern der Kinder, die ihr drittes Lebensjahr vollenden, erhalten eine schriftliche In-
formation Uber das Verfahren und die Voraussetzungen der Forderung in Tagesbetreu-
ung nach diesem Gesetz, insbesondere tber den bedarfsunabh&ngigen Anspruch im
Sinne des Absatzes 1. Zugleich erhalten sie den Vordruck fir einen Antrag im Sinne des
Absatzes 4 auf Ausstellung eines Bedarfsbescheides. Naheres, einschlief3lich der Rege-
lungen Uber Art und Umfang der Daten, ihre Verarbeitung in Dateien und auf sonstigen
Datentragern, ihre Loschung, ihre Ubermittlung sowie die Datensicherung, wird in der
Verordnung nach 8§ 7 Abs. 9 geregelt.

§5
Betreuungsumfang

(1) Der tagliche Betreuungsumfang muss dem Wohl des Kindes Rechnung tragen. Hier-
bei sind insbesondere Alter, Entwicklungsstand und Bedurfnisse des Kindes zu berick-
sichtigen.

(2) Eine Forderung wird in folgendem Betreuungsumfang angeboten:

1. Halbtagsforderung (mindestens vier Stunden bis héchstens funf Stunden taglich),

2. Teilzeitforderung (Uber fiinf Stunden bis hdchstens sieben Stunden taglich),

3. Ganztagsforderung (Uber sieben Stunden bis hochstens neun Stunden taglich),

4. erweiterte Ganztagsforderung (uber neun Stunden téaglich), wobei eine Forderung von
mindestens elf Stunden durch den Trager regelmafiig sichergestellt ist.

(3) Soweit wechselnde Betreuungszeiten erforderlich sind, ist eine mindestens durch-
gangige Halbtagsférderung, regelmaflig am Vormittag, je Betreuungstag zugrunde zu
legen, die entsprechend dem regelmafiig tberschreitenden monatlichen Bedarf zu er-
ganzen ist.

(4) Die Teilzeitforderung, die Ganztagsforderung und die erweiterte Ganztagsforderung
mussen, die Halbtagsférderung kann ein von der Einrichtung bereitgestelltes Mittag-
essen einschlieen, das unter Beachtung erndhrungsphysiologischer Erkenntnisse zu-
bereitet wird.



§5a
Sprachliche Férderung

(1) Zur Férderung des Erwerbs der deutschen Sprache werden bei den Kindern ent-
sprechend den durch die fur Jugend und Familie zustandige Senatsverwaltung im Ein-
vernehmen mit der fir Schule zustéandigen Senatsverwaltung festgelegten Vorgaben
standardisierte Sprachstandsfeststellungen in den Tageseinrichtungen in der Verantwor-
tung der Trager durchgefihrt.

(2) Die Feststellung des Sprachstands nach Absatz 1 und die Férderung des Erwerbs
der deutschen Sprache nach 8§ 1 Abs. 2 Satz 3 sind im Rahmen einer Vereinbarung
nach § 13 von den Tragern sicherzustellen. Fir alle Kinder ist das Ergebnis der Sprach-
standserhebung gemaf der Sprachdokumentation nach § 13 an die fur Jugend und
Familie zustandige Senatsverwaltung in anonymisierter oder pseudonymisierter Form
einrichtungsbezogen zu tbermitteln. In der Vereinbarung nach § 13 sind verbindliche
Regelungen vorzusehen, die es der fir Jugend und Familie zustandigen Senatsverwal-
tung ermoglichen, die vorgeschriebene Umsetzung der Sprachstandserhebungen und
der Sprachdokumentation bei Bedarf einrichtungs- und tragerbezogen zu Uberprifen.

(3) Sofern Kinder mit festgestelltem Sprachférderbedarf im letzten Jahr vor Beginn der
regelmafigen Schulpflicht die Férderung in einer Tageseinrichtung beenden, ist die Be-
endigung der Forderung dem zustéandigen Jugendamt mitzuteilen, das das zustandige
Schulamt benachrichtigt; bei Beendigung der Férderung in einer 6ffentlich finanzierten
Kindertagespflege erfolgt die Mitteilung durch das Jugendamt an das zustandige Schul-
amt.

§6
Besondere Angebote fur Kinder mit Behinderungen

(1) Keinem Kind darf auf Grund der Art und Schwere seiner Behinderung oder seines
besonderen Forderungsbedarfs die Aufnahme in eine Tageseinrichtung verwehrt
werden. Kinder mit Behinderungen werden in der Regel gemeinsam mit anderen Kin-
dern in integrativ arbeitenden Gruppen gefordert.

(2) Kinder, die auf Grund ihrer Behinderung spezieller Férderung bedurfen, sollen durch
erganzende padagogische Angebote in der Tageseinrichtung unterstitzt werden; hierfar
sind Personalzuschlédge nach 8§ 11 zu gewahren. Soweit fur Kinder mit Behinderungen
therapeutische und heilpadagogische Hilfen im Sinne der 88 53 und 54 des Zwdlften
Buches Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003 (BGBI. | S. 3022, 3023), das zuletzt
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. Marz 2005 (BGBI. | S. 818) geandert worden ist,
oder des § 35 a des Achten Buches Sozialgesetzbuch gewéhrt werden, sollen diese
nach Mdglichkeit in die Arbeit der Tageseinrichtung integriert werden. Zuséatzliches sozi-
alpadagogisches Fachpersonal nach 8 11 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a wird unter der Vor-
aussetzung bereitgestellt, dass die Behinderung den entsprechenden Leistungsberei-
chen zugeordnet und ein aus der Behinderung folgender Bedarf an zuséatzlichem geeig-
neten sozialpadagogischen Personal durch das Jugendamt auf Grundlage des dafir in
der Rechtsverordnung nach 8§ 7 Abs. 9 geregelten Verfahrens festgestellt worden ist.



Die Voraussetzungen fur Personalzuschlage fur Kinder mit Behinderungen werden vom
zustandigen Jugendamt unter Einbeziehung der im Bezirk fir Behinderte zustandigen
Fachstelle gepruft. Diese Feststellung ist zu befristen und nach Fristablauf erneut zu
prufen, soweit die Art und Schwere der Behinderung einer Befristung nicht entgegenste-
hen. Ist im Einzelfall diese Bedarfsfeststellung im Rahmen der Bedarfsprifung nach 8 7
Abs. 3 noch nicht abschlie3end mdglich, erfolgt sie vorlaufig unter der fur die Zukunft
aufldsenden Bedingung der Bestétigung. Die abschliel3ende Feststellung ist unverzig-
lich nachzuholen.

(3) Soweit besondere Gruppen fur Kinder mit Behinderungen erforderlich sind und ihre
Eltern eine solche Forderung wiinschen, sind diese nach Mdglichkeit in Tageseinrich-
tungen einzurichten.

87
Anmeldung, Bedarfsprifung und Nachweisverfahren

(1) Die Eltern melden den Anspruch und Férderungsbedarf bei dem zustandigen
Jugendamt durch Antrag an. Sie haben an der Feststellung des geltend gemachten
Bedarfs durch die notwendigen Angaben insbesondere zur Familiensituation und zur
Arbeitssituation mitzuwirken.

(2) Die Kindertagespflege fir bis zu funf Kinder ist ein Angebot vorrangig fur Kinder bis
zum vollendeten dritten Lebensjahr. Sie kann in besonderen Bedarfsfallen auch fur alte-
re Kinder genutzt werden. Naheres zu den Anforderungen an die Qualifikation der
Tagespflegepersonen ist durch Verwaltungsvorschriften zu regeln.

(3) Das zustandige Jugendamt stellt den Anspruch oder Bedarf fest und erteilt einen
Bescheid, der zugleich den erforderlichen Betreuungsumfang unter Berticksichtigung
angemessener Wegezeiten feststellt. Gegenstand der Feststellung sind auch die erfor-
derlichen Aussagen fir zusatzliches Personal im Sinne von 8 11 Abs. 2 Nr. 3.

(4) Der Bescheid berechtigt zu einer bezirksibergreifenden Platzwahl innerhalb des zur
Verfigung stehenden freien Angebotes und zur Inanspruchnahme eines nach 8§ 23
finanzierten Platzes mit den vom Jugendamt festgestellten Leistungen. Diese Berech-
tigung gilt bei einem Wechsel in eine andere Tageseinrichtung weiter, soweit zugleich
die Inanspruchnahme (vertragliche Belegung) des bisherigen Platzes endet. Gleiches
gilt bei einem Wechsel von einer Tagespflegestelle zu einer Tageseinrichtung oder um-
gekehrt.

(5) Ein Platznachweis erfolgt, sofern die Eltern dies wiinschen, durch das zustandige
Jugendamt. Es konnen auch freie Platze in anderen Bezirken nachgewiesen werden.

(6) Eine erneute Bedarfspriufung ist nur dann notwendig, wenn

1. eine Erweiterung des Betreuungsumfangs gewinscht wird,

2. die in der Rechtsverordnung nach Absatz 9 festzulegende Frist, bis zu der die
Forderung begonnen haben muss, abgelaufen ist,



3. das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat und von der Krippe in den Kindergarten
wechselt, soweit dort nicht nur eine bedarfsunabhéngige Férderung in Anspruch ge-
nommen werden soll. In den Féllen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 ist ein Antrag nach
Absatz 1 erforderlich. Die Uberpriifung im Falle des Satzes 1 Nr. 3 erfolgt von Amts
wegen, wobei eine Klage gegen die Entscheidung keine aufschiebende Wirkung hat;
Absatz 1 Satz 2 findet Anwendung. Die Prifung eines behinderungsbedingten Mehr-
bedarfs ist nicht erforderlich, soweit eine Befristung im Sinne von 8 6 Abs. 2 noch nicht
abgelaufen ist.

(7) Die fur Jugend und Familie zustandige Senatsverwaltung wird ermachtigt, in der
Rechtsverordnung nach Absatz 9 zu regeln, unter welchen Voraussetzungen bei lange-
rer Nichtnutzung der Forderung tber die Falle nach Absatz 6 hinaus die Finanzierung
endet und eine erneute Bedarfsprifung erforderlich ist; Gleiches gilt fir die Festlegung
eines Verfahrens fir die Féalle, in denen im Einzelfall auf Grund einer besonderen
Bedarfslage nur eine kurzfristige Forderung oder Erweiterung des Betreuungsumfangs
erforderlich ist.

(8) Die Eltern kdnnen den festgestellten Bedarf (Betreuungsumfang) durch schriftliche
Anzeige gegenuber dem Jugendamt mit Wirkung friihestens ab dem 1. des auf die An-
zeige folgenden Monats, bei einer Anzeige nach dem 15. eines Monats mit Wirkung ab
dem 1. des Ubern&achsten Monats reduzieren. Der reduzierte Betreuungsumfang wird
ohne erneute Prifung des Bedarfs beschieden; Absatz 6 bleibt unberthrt.

(9) Naheres insbesondere Uber das Antrags- und Bedarfsprufungsverfahren, die Pla-
nung und die dafir erforderliche jahrliche Statistik sowie den Nachweis von Platzen in
Tageseinrichtungen und Kindertagespflege regelt die fur Jugend und Familie zustandige
Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung. Dies gilt auch fur die zur vorschulischen
Sprachstandsfeststellung im Sinne des 8 55 Abs. 1 des Schulgesetzes erforderlichen
Daten und fur die Einfuhrung und Durchfihrung eines bezirksiibergreifenden IT-
gestitzten Planungs-, Nachweis-, Finanzierungs- und Kostenbeteiligungsverfahrens
einschliel3lich der Regelungen tber Art und Umfang der Daten, ihre Verarbeitung in
Dateien und auf sonstigen Datentragern, ihre Loschung, inre Ubermittiung sowie die
Datensicherung.

§8
Offnungszeiten

Tageseinrichtungen sollen bedarfsgerechte Offnungszeiten anbieten. In der Regel soll
eine Offnungszeit von insgesamt zwolIf Stunden nicht tberschritten werden. Langere
Offnungszeiten bedurfen der Erlaubnis nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch;
Gleiches gilt fiir Offnungszeiten vor 6.00 Uhr und nach 21.00 Uhr.



§9
Gesundheitsvorsorge

(1) Jedes Kind muss vor der Aufnahme in eine Tageseinrichtung oder Kindertages-
pflegestelle arztlich untersucht werden. Nach langerer Abwesenheit aul3erhalb der
Schlie3ungs- oder Ferienzeiten kann der Trager oder die Tagespflegeperson eine arzt-
liche Untersuchung verlangen.

(2) Der offentliche Gesundheitsdienst fihrt in den Tageseinrichtungen und Kindertages-
pflegestellen fir alle Kinder zahnarztliche Reihenuntersuchungen und in der Alters-
gruppe der dreieinhalb- bis viereinhalbjahrigen Kinder eine einmalige arztliche Unter-
suchung auf Seh- und Horstérungen sowie motorische und Sprachauffalligkeiten und
eine Uberprifung des Impfstatus durch, soweit dies nicht auf Grund anderer MaR-
nahmen der Vorsorge entbehrlich ist. Er fuhrt bei Bedarf in Ergdnzung anderer Vor-
sorgeangebote vorzugsweise nach sozialkompensatorischen Kriterien weitere Unter-
suchungen durch. Zur Vorbereitung der Untersuchungen tbermitteln die jeweiligen
Trager der Einrichtung und die Tagespflegepersonen dem Gesundheitsamt eine Liste
der betreuten Kinder, die an der Untersuchung teilnehmen, unter Angabe von Namen,
Anschrift und Geburtsdatum der Kinder und Namen und Anschrift inrer Personensorge-
berechtigten. Diese Liste darf nur die Daten zu den Kindern enthalten, deren Eltern in
die Untersuchungen eingewilligt haben. Das Nahere zu Umfang und Inhalt der Unter-
suchungen regelt der Senat durch Rechtsverordnung.

(3) Die Tageseinrichtungen gewéahren dem o6ffentlichen Gesundheitsdienst Zugang und
kooperieren mit ihm. Sie haben ihn nach 8§ 22 des Gesundheitsdienst-Gesetzes vom

4. August 1994 (GVBI. S. 329), zuletzt geandert durch Artikel IV des Gesetzes vom

5. Dezember 2003 (GVBI. S. 574), in der jeweils geltenden Fassung zur Unterstiitzung
bei der Friherkennung von Behinderungen und Schadigungen einzubeziehen.

Die Tageseinrichtungen beraten und unterstitzen die Eltern in Fragen der Gesundheits-
vorsorge.

(4) In Tageseinrichtungen einschliel3lich der dazu gehérenden Freiflachen sowie bei
Aktivitaten aul3erhalb der Tageseinrichtung in Gegenwart der Kinder darf nicht geraucht
werden; in Kindertagespflegestellen darf in Gegenwart der Kinder nicht geraucht
werden.

(5) Werden an einem Kind gewichtige Anhaltspunkte fir die Gefahrdung des Wohis
wahrgenommen, die aul3erhalb des vereinbarten Verfahrens nach § 8a Absatz 2 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch ein sofortiges Handeln verlangen, so hat die Leitung
der Tageseinrichtung beziehungsweise die Tagespflegeperson das zustandige Jugend-
amt unverziglich hiertiber in Kenntnis zu setzen. Im Ubrigen wirken die Trager der Ein-
richtung und die Tagespflegepersonen darauf hin, dass MalRnhahmen zum Schutz und
Wohl des Kindes und zur Unterstitzung der Eltern ergriffen werden. Sie arbeiten hierzu
mit den zustandigen Stellen der Bezirke zusammen und beteiligen sich an den lokalen
Netzwerken Kinderschutz.
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TEIL I
Ausstattung und Qualitatsentwicklung

8§10
Anforderungen an das Personal,
padagogische Konzeption, Fachberatung

(1) In Tageseinrichtungen sind zur Forderung der Kinder sozialpddagogische Fachkréfte
zu beschaftigen, die gewahrleisten, dass die in 8 1 genannten Ziele und Aufgaben ver-
folgt und wahrgenommen werden. Das Personal von Tageseinrichtungen in offentlicher
Tragerschaft soll bei Erfullung seiner Aufgaben auf die weltanschaulich-religiose Neutra-
litat achten. In fachp&dagogisch, konzeptionell begriindeten Fallen kbnnen im erforder-
lichen Umfang auch andere geeignete Krafte beschéftigt werden, soweit die regelmafii-
ge Foérderung durch sozialpadagogisches Fachpersonal fiir alle Kinder sichergestellt ist;
Néaheres ist in der Rechtsverordnung nach 8§ 11 Abs. 1 zu regeln.

(2) Winschen die Eltern unter ernsthafter Berufung auf inre negative Glaubensfreiheit
ausdrucklich, dass das fur die Férderung ihres Kindes zustandige Betreuungspersonal
einer Tageseinrichtung in o6ffentlicher Tragerschaft nach § 20 keine sichtbaren religiosen
oder weltanschaulichen Symbole, die fur die Betrachterin oder den Betrachter eine
Zugehorigkeit zu einer bestimmten Religions- oder Weltanschauungsgemeinschatft
demonstrieren, oder keine auffallenden religiés oder weltanschaulich gepragten Klei-
dungsstucke tragt, so findet zun&chst ein Vermittlungsgespréach zwischen den Eltern
und dem Betreuungspersonal statt. Sollten die Eltern auch nach dem Vermittlungsge-
sprach ihren Wunsch aufrechterhalten, ist dem zu entsprechen. Dies kann auch durch
organisatorische Veranderungen in der Tageseinrichtung oder im Bereich des o6ffentli-
chen Trégers geschehen.

(3) In integrativ arbeitenden Gruppen gemal 8§ 6 Abs. 1 Satz 2, in denen Kinder mit
zusatzlichem Forderungsbedarf betreut werden, soll mindestens eine der eingesetzten
Fachkrafte Uber eine entsprechende Zusatzqualifikation verfigen oder sich in der Wei-
terbildung zum Erwerb einer solchen Qualifikation befinden.

(4) Zu den Aufgaben der Fachkrafte gehtéren auch die Teilnahme an Dienstbesprechun-
gen, an Fachberatung und Fortbildung sowie die individuelle Vor- und Nachbereitung
der praktischen Arbeit.

(5) Die Fachkrafte arbeiten mit den im Sozialraum wirkenden Einrichtungen und
Diensten des Jugendamtes, der Schulen oder anderer Trager eng zusammen.

Sie sollen mit den Tragern von Angeboten der Familienbildung und Familienberatung
kooperieren.

(6) Jede Tageseinrichtung ist von einer im erforderlichen Umfang von den erzieheri-
schen Aufgaben freigestellten Fachkraft zu leiten. Die dafir erforderliche Personalaus-
stattung wird im Rahmen der Erméachtigung nach 8§ 11 Abs. 1 durch Rechtsverordnung
geregelt.
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(7) Die Leitung der Tageseinrichtung ist erfahrenen und besonders qualifizierten Fach-
kraften zu Ubertragen.

(8) Der Trager der Einrichtung hat fir die ausreichende und fortlaufende Qualifizierung
des Fachpersonals sowie fur die Sicherung und Weiterentwicklung der Qualitat der pa-
dagogischen Forderung in den von ihm betriebenen Einrichtungen Sorge zu tragen.
Die Fachkrafte sind gehalten, an vom Trager veranstalteten oder empfohlenen Fort-
bildungsmalinahmen teilzunehmen.

(9) In jeder Tageseinrichtung ist eine padagogische Konzeption zu erarbeiten, die die
Umsetzung der Aufgaben nach 8 1 in der tglichen Arbeit der Einrichtung beschreibt. In
integrativ fordernden Tageseinrichtungen gehdrt hierzu auch die Beschreibung der For-
derung des Zusammenlebens von behinderten und nicht behinderten Kindern. Die Kon-
zeption soll insbesondere Aussagen treffen Gber das padagogische Profil, die besonde-
ren fachlichen Ziele und Schwerpunkte der Tageseinrichtung sowie Uber die Organi-
sation der padagogischen Arbeit und des Alltags, bei grof3eren Tageseinrichtungen ein-
schlielich der hierfir vorgesehenen Organisation der erforderlichen Gruppenarbeit. Sie
soll unter Berucksichtigung der Prinzipien einer lebenswelt- und sozialraumlich orientier-
ten Jugendhilfe deutlich machen, welchen Bezug diese Aussagen zu der Lebens-
situation der in der Tageseinrichtung geforderten Kinder und ihrer Familien sowie zum
Umfeld der Tageseinrichtung haben.

(10) Die Trager bieten den von ihnen betriebenen Tageseinrichtungen in angemesse-
nem Umfang Fachberatung an. Diese unterstitzt und berat das padagogische Fach-
personal der Tageseinrichtung in allen fir die Qualitat der Arbeit bedeutsamen Fragen.
Bei der konzeptionellen und strukturellen Weiterentwicklung der Tageseinrichtungen hat
sie den Trager zu beraten.

§11
Personalausstattung

(1) Die Férderung der Kinder in den Tageseinrichtungen ist durch ausreichendes sozial-
padagogisches Personal sicherzustellen. Die Voraussetzungen fir die Anerkennung des
sozialpadagogischen Personals sowie die Personalbemessung entsprechend dem Auf-
gabeninhalt, dem Aufgabenumfang und der Aufgabenintensitét sind durch die fur
Jugend und Familie zustandige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung zu regeln. In
den Vorgaben fur die Personalausstattung nach Absatz 2 sind alle Ausfallzeiten bereits
abschlieRend bericksichtigt.

(2) Bei der Personalbemessung fiur das sozialpadagogische Fachpersonal sollen
folgende Grundséatze gelten:
1. 38,5 Wochenarbeitsstunden padagogischen Fachpersonals sind vorzusehen
a) bei Kindern vor Vollendung des zweiten Lebensjahres

— far jeweils funf Kinder bei Ganztagsférderung,

— fur jeweils sechs Kinder bei Teilzeitférderung,

— far jeweils acht Kinder bei Halbtagsférderung;
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b) bei Kindern nach Vollendung des zweiten und vor Vollendung des dritten Lebens-
jahres
— fur jeweils sechs Kinder bei Ganztagsforderung,
— fur jeweils sieben Kinder bei Teilzeitférderung,
— fur jeweils neun Kinder bei Halbtagsférderung;
c) bei Kindern nach Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Schuleintritt
— fur jeweils neun Kinder bei Ganztagsférderung,
— fur jeweils 11 Kinder bei Teilzeitforderung,
— fur jeweils 14 Kinder bei Halbtagsférderung.

2. Fur Kinder, die langer als neun Stunden gefordert werden, sind Personalzuschléage zu
gewahren.

3. Zusatzliches sozialpadagogisches Personal soll insbesondere zur Verfligung gestellt

werden fur

a) die Forderung von Kindern mit Behinderungen,

b) die Férderung von Kindern nichtdeutscher Herkunftssprache in Tageseinrichtungen
mit einem Uberdurchschnittlichen Anteil dieser Kinder,

c) Kinder, die in Wohngebieten mit sozial benachteiligenden Bedingungen leben; die
Verordnung nach Abs. 1 Satz 2 kann als weitere Voraussetzung vorsehen, dass die
Kinder auch in unginstigen wirtschaftlichen Verhéaltnissen leben missen.

4. Fir die Leitung der Tageseinrichtung sind zusatzliche Personalzuschlage zu gewah-
ren, die bei 120 Kindern mit 38,5 Wochenarbeitsstunden zu bemessen sind.

8§12
Bau und Ausstattung

(1) Tageseinrichtungen im Sinne von § 3 Absatz 2 und 3 missen in Bau, Ausstattung
und Freiflachengestaltung so beschaffen sein, dass eine den Aufgaben und Zielen nach
8 1 entsprechende Forderung der Kinder méglich ist. Dabei sind insbesondere die Be-
stimmungen Uber barrierefreies Bauen gemaf 8§ 51 Absatz 2 bis 5 der Bauordnung fur
Berlin vom 29. September 2005 (GVBI. S. 495), die zuletzt durch Artikel XVII des Geset-
zes vom 18. November 2009 (GVBI. S. 674, 677) geandert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung zu beachten. Bei der Planung und Umgestaltung von Tageseinrichtun-
gen sind padagogische Fachkrafte zu beteiligen.

(2) Das Land Berlin hat im Rahmen der Gewahrleistungsverpflichtung nach § 2 bei Be-
darf fur den Bau oder Ausbau vorhandener Einrichtungen Sorge zu tragen.

(3) In allen Tageseinrichtungen ist eine padagogische Nutzflache von mindestens drei
Quadratmetern pro Kind zur Verfiigung zu stellen; bei der Errichtung von Tageseinrich-
tungen ist eine padagogische Nutzflache von 4,5 Quadratmetern anzustreben. Grund-
satzlich ist ein angemessener Freiflachenanteil (eine der Aul3ennutzung fur Kinder zur
Verfligung stehende Flache) je Platz erforderlich. Beim Bau sowie bei der Ausstattung
von Tageseinrichtungen dirfen nur gesundheitlich unbedenkliche Materialien verwendet
werden. Die fur den Betrieb von Tageseinrichtungen maf3geblichen Richtlinien der Un-
fallkasse Berlin sind zu beachten; sonstige Vorgaben der Einrichtungsaufsicht gemaf
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§ 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch oder anderer zustandiger Stellen bleiben
unberihrt. Im Hinblick auf die zum Betrieb erforderliche Erlaubnis gemanR § 45 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch sollen die Trager sich bereits im Planungsstadium
beraten lassen.

§13
Qualitatsentwicklungsvereinbarung

Zwischen der fur Jugend und Familie zustandigen Senatsverwaltung und den Spitzen-
verbanden der freien Wohlfahrtspflege und dem Dachverband der Kinder- und Schuler-
laden unter Beteiligung der Eigenbetriebe sind verbindliche Vereinbarungen tber die
Qualitatssicherung und Qualitatsentwicklung zur Gewéahrleistung der Ziele nach § 1 ein-
schlie3lich ndherer Anforderungen an die Konzeptionen der Tageseinrichtungen auf
Grundlage eines von der fir Jugend und Familie zustdndigen Senatsverwaltung be-
schlossenen landeseinheitlichen Bildungsprogramms einschlie3lich Sprachdokumenta-
tion zu verhandeln und abzuschlie3en. Diesem Zweck dienen auch Vereinbarungen
Uber die Durchfiihrung von Evaluationen im Sinne einer prozessorientierten Unterstit-
zung der Trager. In die Vereinbarungen soll die Verpflichtung der Trager aufgenommen
werden, entsprechend der Qualitatsentwicklungsvereinbarung die Ergebnisberichte zu
Evaluationsverfahren und andere erforderliche Informationen tber die Qualitatsentwick-
lung an die Jugendamter und an die fur Jugend und Familie zustandige Senatsverwal-
tung wie auch an die mit der Begleitung der Qualitatsentwicklung beauftragten Dritten
weiterzuleiten. Daten von Kindern sind zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren.

TEIL IV
Elternbeteiligung und Betreuungsvertrag

§14
Elternbeteiligung

(1) In Tageseinrichtungen ist die Zusammenarbeit des Fachpersonals mit den Eltern zu
gewabhrleisten. Die Fachkrafte sind verpflichtet, die Eltern regelmaRig tber die Entwick-
lung ihrer Kinder in der Tageseinrichtung zu informieren. Hospitationen von Eltern, ihre
Anwesenheit wahrend der Eingewohnungsphase und ihre Beteiligung an gemeinsamen
Unternehmungen sind zu fordern.

(2) Die Eltern sind in Fragen der Konzeption und deren organisatorischer und padago-
gischer Umsetzung in der Arbeit der Tageseinrichtungen zu beteiligen. Hierzu gehdren
auch MalBnahmen oder Entscheidungen, die zu finanziellen Belastungen der Eltern fih-
ren. Die Fachkrafte erdrtern mit den Eltern die Grundlagen, Ziele und Methoden ihrer
padagogischen Arbeit.

(3) Die Eltern der Kinder einer Tageseinrichtung im Sinne von 8 3 Abs. 2 und 3, in Ein-
richtungen mit mehr als 45 Kindern die Eltern der jeweiligen Gruppe, bilden die Eltern-
versammlung. Jede Elternversammlung wabhlt fir die Dauer eines Jahres eine Elternver-
tretung und eine Stellvertretung. In Tageseinrichtungen mit mehr als 45 Kindern wird ein
Elternausschuss gebildet, welcher sich aus den gewahlten Elternvertretungen der Grup-
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pen zusammensetzt. Bei Tragern mit mehr als einer Tageseinrichtung ist auf Wunsch
der Elternversammlungen ein Elternbeirat zu bilden, fir den jeder Elternausschuss, so-
fern ein solcher in der jeweiligen Einrichtung nicht besteht, die Elternvertretung ein Mit-
glied wahlt.

(4) Die Elternversammlungen, die Elternvertretung und die Elternausschisse dienen der
gegenseitigen Information sowie der Beteiligung in Angelegenheiten im Sinne der Ab-
satze 1 und 2. Sie haben die Aufgabe, die Leitung der Tageseinrichtung zu beraten. Die
Elternausschisse oder, sofern solche nicht bestehen, die jeweilige Elternvertretung
konnen von dem Trager und dem Fachpersonal Auskunft tber wesentliche, die Ta-
geseinrichtung betreffende Angelegenheiten verlangen. Die Elternbeirate sind vom
Trager tber wesentliche, die Gesamtheit der Tageseinrichtungen betreffende Angele-
genheiten zu informieren und zu horen.

(5) Die Elternvertretung wahlt aus ihrer Mitte eine Vertretung und eine Stellvertretung fur
den Bezirkselternausschuss.

(6) In Tageseinrichtungen mit mehr als 45 Kindern wird ein Kindertagesstattenaus-
schuss gebildet, der an den wichtigen, Eltern und Beschéftigte gleichermalien betref-
fenden Angelegenheiten mitzuwirken hat. Er besteht zu gleichen Teilen aus Mitgliedern,
die aus dem Kreis der Beschaftigten und aus dem Kreis der Eltern gewahlt werden.

Ihm gehdrt auch ein Vertreter des Tragers an.

815
Bezirks- und Landeselternausschuss

(1) In jedem Bezirk wird ein Bezirkselternausschuss gebildet, der sich aus den gewahl-
ten Eltern derjenigen Tageseinrichtungen zusammensetzt, die einen Elternausschuss
gebildet haben. Der Bezirkselternausschuss ist vom Jugendamt Uber wesentliche, die
Tagesbetreuung betreffende Fragen zu informieren und zu héren. Der Bezirkselternaus-
schuss wahlt aus seiner Mitte die Vertretung fur den Landeselternausschuss.

(2) Der Landeselternausschuss setzt sich aus den gewahlten Vertretungen der Bezirks-
elternausschisse zusammen. Die fir Jugend und Familie zustandige Senatsverwaltung
hat den Landeselternausschuss tber wesentliche, die Tagesbetreuung betreffende An-

gelegenheiten zu informieren. Der Landeselternausschuss kann im Rahmen vorhande-

ner Haushaltsmittel oder sachlicher Ressourcen bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben
unterstutzt werden.

§ 16
Betreuungsvertrag

(1) Zwischen dem Trager der Tageseinrichtung und den Eltern wird auf Grundlage des
festgestellten Bedarfs ein schriftlicher Vertrag abgeschlossen, der zumindest Aussagen
treffen muss Uber:

1. die zu erbringende Leistung nach diesem Gesetz,

2. die Rechte und Pflichten, insbesondere eine Kostenbeteiligung nach § 26 an den
Trager zu leisten sowie die Rechte nach § 23 Absatz 3 Nummer 3,
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3. die zur Zeit der Aufnahme geltenden taglichen Offnungszeiten, die Dauer der jahr-
lichen Schliel3zeiten der Einrichtung und die Regelungen zur Sicherstellung der Betreu-
ung wahrend der Schliel3zeiten,

4. die Kundigungsfrist; diese darf einen Monat zum Monatsende nicht Gberschreiten.

(2) Eine Kundigung des Vertrages durch den Trager ist nur aus wichtigem Grund zul&s-
sig. Sie ist schriftlich unter Angabe des Grundes zu erkléaren. Als wichtiger Grund gilt
insbesondere die Einstellung der platzbezogenen Finanzierung oder die Nichtleistung
der Kostenbeteiligung, dagegen grundséatzlich nicht die Reduzierung des Betreuungs-
umfangs. Wird wegen Nichtleistung der Kostenbeteiligung gektndigt, ist der Trager ver-
pflichtet, dies gleichzeitig dem zustandigen Jugendamt unter Nennung des Namens und
der Anschrift des Kindes und der Eltern mitzuteilen; die Eltern sind hierauf im Betreu-
ungsvertrag schriftlich hinzuweisen. In den Vertragen ist vorzusehen, dass bei Entschei-
dungen uber finanzielle Mehrbelastungen im Sinne von 8§ 14 Abs. 2 Satz 2 die Eltern zur
fristlosen Kindigung des Betreuungsvertrages berechtigt sind, sofern die Eltern keine
Mdglichkeiten haben, vor Umsetzung der Entscheidung nach Absatz 1 Nr. 4 zu kindi-
gen. Befristungen oder Bedingungen zur Auflésung des Betreuungsvertrages sind nur
aus dringenden Grunden im Einzelfall zulassig. Dariber hinausgehende allgemeine Be-
fristungen oder Bedingungen sind nur zuldssig, wenn diese auf Grund der padagogi-
schen Konzeption erforderlich sind und die fur die Aufsicht nach § 45 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch zustandige Stelle zugestimmt hat.

(3) Bei Kindertagespflege wird ein Tagespflegevertrag zwischen der Tagespflegeperson
und dem zusténdigen Jugendamt und ein Betreuungsvertrag zwischen dem Jugendamt
und den Eltern geschlossen.

(4) Bei Belegung eines durch das Land Berlin finanzierten Platzes in einer privat-
gewerblichen Tageseinrichtung schliel3t das zustandige Jugendamt den Betreuungsver-
trag mit den Eltern ab.

TEILV
Kindertagespflege

§17
Inhalt des Angebotes

(1) Kindertagespflege wird von einer geeigneten Tagespflegeperson fur einen Teil des
Tages oder ganztags im eigenen Haushalt, im Haushalt der Eltern oder in anderen ge-
eigneten Raumen geleistet. Die Tagespflegepersonen missen Uber vertiefte Kenntnisse
in der Kindertagespflege verfiigen, die sie durch die Teilnahme an qualifizierten Lehr-
gangen oder in anderer Weise nachweisen sollen. Hierzu sind mit den Tagespflege-
personen im Vertrag nach § 16 auch Vereinbarungen uber Standards und Weiterbildung
abzuschlie3en; Vorgaben im Rahmen der Erlaubnis nach § 32 des Gesetzes zur Aus-
fuhrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes bleiben unberihrt. Fur die 6ffentlich finan-
zierten Kindertagespflegestellen ist das landeseinheitliche Bildungsprogramm ein-
schlie3lich der Sprachdokumentation nach § 13 maR3geblich, soweit die fur Jugend und
Familie zustandige Senatsverwaltung auf Grund der besonderen Bedingungen der
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Kindertagespflege nichts Abweichendes vorgibt. Die 88 5a und 7 gelten fiir die Kinder-
tagespflege entsprechend; ein Anspruch auf Nachweis einer Tagespflegeperson besteht
nicht.

(2) Die Kindertagespflege fur mehr als funf Kinder in einer Kindertagespflegestelle ist
vorrangig ein altersgemischtes Angebot einschlief3lich von Kindern im Grundschulalter,
welches als besonders flexibles Betreuungsangebot Bestandteil des Angebots an
Tagesbetreuungsplatzen ist.

(3) Kindertagespflege wird angeboten als

1. Halbtagsforderung bei einem Betreuungsumfang von bis zu 100 Stunden monatlich,
2. Teilzeitforderung bei einem Betreuungsumfang von mehr als 100 bis hdchstens
140 Stunden monatlich,

3. Ganztagsforderung bei einem Betreuungsumfang von mehr als 140 bis hdochstens
180 Stunden monatlich,

4. erweiterte Ganztagsforderung bei einem Betreuungsumfang von Uber 180 Stunden
monatlich und

5. ergadnzende Kindertagespflege im Sinne von Absatz 4.

(4) Sofern die Offnungszeiten der zur Verfiigung stehenden Tageseinrichtungen oder
Tagesgro3pflegestellen nicht ausreichen, den Férderungsbedarf eines Kindes abzu-
decken, kann in Einzelféllen hierfur zusatzlich ergdnzende Férderung bewilligt werden,
soweit das Wohl des Kindes dem nicht entgegensteht. 8 5 Abs. 4 gilt entsprechend.

§18
Finanzierung und Unterstitzung der Kindertagespflege

(1) Ist die Forderung eines Kindes in Kindertagespflege fur sein Wohl geeignet und er-
forderlich und wird eine geeignete Tagespflegeperson durch das Jugendamt vermittelt
oder von den Eltern nachgewiesen, so erhélt diese vom Jugendamt die gemaf 8§ 23
Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch vorgesehenen Geldleistungen (ange-
messene Sachkostenpauschale, angemessenen Forderbetrag, Erstattung von Versiche-
rungsbeitradgen), wenn die Forderungsleistung dem festgestellten Betreuungsumfang
entspricht. Soweit ein entsprechender Bedarf des Kindes besteht, setzt die Eignung vor-
aus, dass in der jeweiligen Kindertagespflegestelle auch der Erwerb der deutschen
Sprache der Kinder gefordert wird. Die Hohe der Geldleistungen nach § 23 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch wird von der fir Jugend und Familie zustandigen Senatsver-
waltung durch Verwaltungsvorschriften festgesetzt. Fur die Forderung au3erhalb der
ublichen Offnungszeiten von Tageseinrichtungen ist der Tagespflegeperson ein Zu-
schlag zu zahlen. Bei Forderung des Kindes im Haushalt des Personensorgeberechtig-
ten erhalt die Tagespflegeperson keine Sachkostenpauschale.

(2) Der Tagespflegeperson steht jahrlich Urlaub nach Mal3gabe des entsprechend an-
zuwendenden 8§ 3 des Bundesurlaubsgesetzes vom 8. Januar 1963 (BGBI. | S. 2) das
zuletzt durch Artikel VII des Gesetzes vom 7. Mai 2002 (BGBI. | S. 1529) geandert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung unter Fortzahlung des Forderbetrages und
der Halfte der Sachkostenpauschale zu. Bei nicht zu vertretenden Ausfallzeiten, ins-
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besondere Krankheit, werden der Forderbetrag und die Halfte der Sachkostenpauschale
bis zur Dauer von 20 Betreuungstagen innerhalb eines Kalenderjahres fortgezahlt.

(3) Das Jugendamt hat fur ausreichende Beratungs- und Fortbildungsangebote fur Ta-
gespflegepersonen Sorge zu tragen. Die Tagespflegepersonen sollen von diesen Ange-
boten Gebrauch machen. Eine entsprechende Absprache uber die Teilnahme an be-
stimmten Veranstaltungen soll in regelmaRigen Abstédnden schriftlich niedergelegt und
nachgewiesen werden. Zur Unterstitzung der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltun-
gen werden den Tagespflegepersonen die Sachkostenpauschale und der Forderbetrag
bis zur Dauer von funf Betreuungstagen innerhalb eines Kalenderjahres weitergewéhrt.

(4) Weitere sich aus der Kindertagespflege ergebende Rechte und Pflichten werden
zwischen dem Jugendamt und der Tagespflegeperson durch Vertrag geregelt.

TEIL VI
Gesamtverantwortung und Planung, Organisation
der Tageseinrichtungen in bezirklicher Tragerschatft

§19
Planung der Angebote

(1) Die Jugendamter sind im Rahmen ihrer Jugendhilfeplanung unter Einbeziehung der
Trager der freien Jugendhilfe zur Entwicklung eines bedarfsgerechten Angebotes der
Tagesforderung unter besonderer Berticksichtigung des Ausbaus der Kindertagespflege
verpflichtet. Jugendamter benachbarter Bezirke arbeiten bei der Planung zur Sicherstel-
lung einer bezirksubergreifenden Platzversorgung zusammen.

(2) In der Planung sind bei Bedarf Standorte fur neue Tageseinrichtungen auszuweisen.
Zu den Aufgaben der Planungsverantwortung gehort auch, dass bei Bedarf das Ju-
gendamt die Akquisition raumlicher Kapazitaten aktiv unterstiitzt. Bei der ErschlieRung
neuer Wohngebiete sind Tageseinrichtungen zeitgleich mit dem Wohnungsbau zu er-
richten.

(3) In die Planung sind auch solche Tageseinrichtungen aufzunehmen, die in Verbin-
dung mit Wohnungsbauvorhaben von Bauherren errichtet und dem Land Berlin oder
Tragern der freien Jugendhilfe Gbertragen werden.

(4) Jedes Jugendamt stellt eine Jahresplanung auf, in der das Platzangebot der Trager
ausgewiesen ist, welches zur Bedarfsdeckung erforderlich ist. Hierbei ist darauf zu ach-
ten, dass auch ein ausreichendes Angebot von Halbtags- und Teilzeitangeboten vor-
handen ist. Satz 2 gilt fur die Kindertagespflege entsprechend.

(5) Die Trager der Kindertageseinrichtungen sind verpflichtet, quartalsweise den Ju-
gendamtern die Anzahl und die Art der angebotenen und belegten Pléatze je Einrichtung
mitzuteilen, soweit diese Daten nicht bereits im Rahmen des Finanzierungsverfahrens
vorliegen.
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§ 20
Organisation der Tageseinrichtungen in bezirklicher Tragerschaft

(1) Das Land Berlin organisiert seine eigenen Tageseinrichtungen bis zum

1. Januar 2006 in Form von bis zu sechs Eigenbetrieben im Sinne des Eigenbetriebs-
gesetzes vom 13. Juli 1999 (GVBI. S. 374) in der jeweils geltenden Fassung, wobei min-
destens zwei Bezirke an einem Eigenbetrieb beteiligt sein missen. Fur die Finanzierung
der Eigenbetriebe gelten die Regelungen des Teils VII entsprechend.

(2) Bei der Grindung gemeinsamer bezirklicher Eigenbetriebe kann abweichend vom
Eigenbetriebsgesetz durch Satzung geregelt werden, dass

1. der Aufsichtsfiihrende seine Aufsichtsrechte nach 8§ 4 Abs. 4 des Eigenbetriebsgeset-
zes im Einvernehmen mit den fiir Jugend und den fir Finanzen zustandigen Mitgliedern
der am Eigenbetrieb mitbeteiligten Bezirksamter ausibt; im Fall der Gefahr in Verzug
kann der Aufsichtsfihrende hiervon unabhangig vorlaufige Malinahmen treffen,

2. das Tragerorgan im Falle des 8§ 8 Abs. 2 Satz 3 des Eigenbetriebsgesetzes seine
Entscheidung im Einvernehmen mit den anderen am Eigenbetrieb beteiligten Bezirks-
amtern ausubt,

3. als stimmberechtigte Mitglieder des Verwaltungsrates fur die den gemeinsamen Ei-
genbetrieb bildenden Bezirke jeweils vier Mitglieder bestellt werden; hierbei sind jeweils
zwei Mitglieder der Bezirksamter vorzusehen, wobei die fur Jugend und fiir Finanzen
zustandigen Mitglieder des

jeweiligen Bezirksamtes vertreten sein missen, ein Mitglied wird aus der Mitte der jewei-
ligen Bezirksverordnetenversammlungen und ein Mitglied als Vertretung der Dienstkraf-
te des Eigenbetriebes vom Personalrat des Eigenbetriebes bestellt; die Satzung kann
vorsehen, dass der Vorsitz im Verwaltungsrat im Wechsel zwischen dem Vertreter des
aufsichtsfuhrenden Bezirksamtes und Bezirksamtsvertretern der mitbeteiligten Bezirke
oder ausschlief3lich von den letztgenannten wahrgenommen wird; die Satzung kann
auch vorsehen, dass zusatzlich je am Eigenbetrieb beteiligtem Bezirksamt bis zu zwel
weitere Mitglieder als Vertretung der Dienstkrafte bestellt werden.

(3) Die Mdglichkeit, die Tageseinrichtungen in bezirklicher Tragerschaft zu einem spate-
ren Zeitpunkt abweichend von Absatz 1 in anderer Rechtsform zu organisieren, bleibt
unberihrt.

TEIL VII
Finanzierung der Tageseinrichtungen, Kostenbeteiligung

§21
Bau- und Errichtungskosten

(1) Das Land Berlin gewahrt den Tragern der freien Jugendhilfe im Rahmen der verfug-
baren Haushaltsmittel nach § 74 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung
mit 8 47 des Gesetzes zur Ausfuhrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, Zuwen-
dungen fur den Bau und die Erstausstattung von Tageseinrichtungen.
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(2) Zuwendungsfahige Baukosten fur Tageseinrichtungen sind die angemessenen Auf-
wendungen fur den Neubau, Umbau, Ausbau und Erweiterungsbau.

§22
Betriebskosten

(1) Die Betriebskosten sind die angemessenen Personal- und Sachkosten, die durch
den Betrieb der Einrichtungen entstehen.

(2) Personalkosten sind die Aufwendungen fir die Vergutung des erforderlichen sozial-
padagogischen Fachpersonals einschlief3lich der Personalnebenkosten.

(3) Sachkosten sind die Aufwendungen fur die Kaltmiete, die laufende Unterhaltung und
den Erhalt der Einrichtung, die notwendige Ricklagenbildung sowie die sonstigen lau-
fenden Kosten einschliel3lich des notwendigen Beschéaftigungsmaterials. Sachkosten
sind ferner die Kosten des hauswirtschaftlichen Aufwandes, die Verpflegungskosten, die
Kosten fur Personal- und Haushaltsangelegenheiten sowie fur die Fachberatung nach

§ 10 Abs. 10.

§23
Finanzierung der Tageseinrichtungen der Trager der freien Jugendhilfe

(1) Die Finanzierung von Tageseinrichtungen der Trager der freien Jugendhilfe soll auf
Grundlage einer landesweiten Leistungsvereinbarung zwischen dem Land Berlin, vertre-
ten durch die fur Jugend und Familie zustandige Senatsverwaltung, und den Tragern
der freien Jugendhilfe erfolgen. Hierbei werden die Betriebskosten durch eine Kostener-
stattung des Landes Berlin, angemessene Eigenleistungen des Tragers und eine Kos-
tenbeteiligung der Eltern gedeckt. Die Finanzierung erfolgt durch das zustandige Ju-
gendamt fur das jeweilige Kind bezogen auf Art und Dauer des in Anspruch genomme-
nen Platzes gemal dem nach § 7 Abs. 9 geregelten Verfahren. Fur die Finanzierung
erhalten die Jugendamter im Rahmen der bezirklichen Globalsummen eine Mittelaus-
stattung, welche auch die Finanzierung der Tagespflegeplatze einbezieht. Die Finanzie-
rung von besonderen Gruppen im Sinne von 8 6 Absatz 3 kann auch durch die fur
Jugend und Familie zustandige Senatsverwaltung sichergestellt werden; die Zustandig-
keit fur die Feststellung oder Geltendmachung von Kostenbeitragen nach 8§ 3 des
Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetzes in der Fassung vom 28. August 2001
(GVBI. S. 494, 576), das zuletzt durch Artikel | des Gesetzes vom . Dezember 2009
(GVBI. S.) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberihrt.

(2) Als Eigenleistung des Tragers gelten auch die Elternmitarbeit und die ehrenamtliche
Tatigkeit sowie die Bereitstellung von Raumen.

(3) Die Kostenerstattung durch das Land Berlin setzt insbesondere voraus, dass
1. der Trager die Voraussetzungen einer Anerkennung nach 8 75 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch erfullt,

2. der Trager der Leistungsvereinbarung nach Absatz 1 beigetreten ist,
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3. im Zusammenhang mit der Forderung beim Trager fur die Eltern nur insoweit tber die
Kostenbeteiligung hinausgehende finanzielle Verpflichtungen bestehen, wie sie sich auf
Grund von den Eltern gewtinschten besonderen Leistungen des Trager ergeben und
diese Verpflichtungen von den Eltern ohne Beendigung der Foérderung jederzeit einseitig
aufgehoben werden kdnnen; fur den Bereich der Eltern-Initiativkindertagesstatten kon-
nen in der Vereinbarung nach Absatz 1 abweichende Regelungen vereinbart werden,

4. der Trager der Qualitatsentwicklungsvereinbarung nach § 13 beigetreten ist, die dar-
aus folgenden Verpflichtungen einhélt und auf Anforderung des Landes Berlin diesem
gegenuber eine unabhéngige Evaluation gewahrleistet,

5. die Leistung dem Bescheid Uber den Forderungsbedarf entspricht,

6. eine Inanspruchnahme auf Grund eines Betreuungsvertrags erfolgt, der den Vorga-
ben in § 16 entspricht,

7. alle in der Tageseinrichtung geférderten Kinder unter Berticksichtigung ihrer individu-
ellen Fahigkeiten an den im Zusammenhang mit der Férderung angebotenen Leistun-
gen teilhaben kdnnen.

(4) In die Leistungsvereinbarung ist die grundséatzliche Verpflichtung des Tragers aufzu-
nehmen, jeden Leistungsberechtigten im Rahmen seines Leistungsangebots, seiner
Konzeption und seiner angebotenen Platzzahl aufzunehmen und zu férdern.

(5) Der Trager teilt der zustandigen Stelle des Landes Berlin unverziglich Beginn, Um-
fang, Anderungen des Umfangs und Ende der Inanspruchnahme eines Platzes mit.

(6) Die Kosten der Trager durfen die Kosten nicht Ubersteigen, die dem Land Berlin bei
vergleichbaren Leistungen in eigenen Einrichtungen im Sinne des § 20 entstehen.

§24
Betrieblich geforderte Einrichtungen

(1) Ein Betrieb kann allein oder im Verbund mit anderen Betrieben eine vertragliche
Vereinbarung mit einem Trager der Offentlichen oder der freien Jugendhilfe abschlie3en,
die diesen verpflichtet, in einer Tageseinrichtung zur Verfligung stehende Platze zur Be-
legung mit Kindern der Betriebsangehorigen zur Verfigung zu stellen, soweit der Betrieb
sich verpflichtet, die von ihm in Anspruch genommene oder eine andere Tageseinrich-
tung des Tragers angemessen zu fordern.

(2) Die Forderleistung kann im Neubau einer Tageseinrichtung bestehen; fur bereits be-
stehende Tageseinrichtungen kann der Betrieb insbesondere Raumlichkeiten oder
Personal zur Verfugung stellen oder sich an den Betriebskosten beteiligen.

(3) Betriebe im Sinne des Absatzes 1 sind auch Behdrden, Korperschaften, Anstalten
und Stiftungen des offentlichen Rechts.
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8§25
Foérderung von Modellversuchen

Das Land Berlin kann mit dem Trager einer Einrichtung Vereinbarungen uber die Erpro-
bung padagogischer und anderer Modelle treffen. Diese Mdéglichkeit besteht auch im
Bereich der Kindertagespflege.

§ 26
Kostenbeteiligung

Das Kind und seine Eltern haben sich an den Kosten der Inanspruchnahme der nach

§ 23 finanzierten Angebote der Férderung in einer Tageseinrichtung sowie an den
Kosten der Kindertagespflege nach den Vorschriften des Tagesbetreuungskostenbetei-
ligungsgesetzes zu beteiligen. Die Kostenbeteiligung wird vom zustandigen Jugendamt
festgesetzt und bei der Finanzierung des Platzes nach § 23 unmittelbar abgesetzt; sie
ist im Falle einer Bedarfsfeststellung nach 8 7 mit dieser zu verbinden. Dies gilt auch fur
Uberprifungen und Anpassungen der Kostenbeteiligung. Im Falle einer riickwirkenden
Veranderung der Kostenbeteiligung nach den Vorschriften des Tagesbetreuungs-
kostenbeteiligungsgesetzes werden die Nachforderungen und Riickzahlungen vom
Jugendamt unmittelbar gegeniber den zur Kostenbeteiligung Verpflichteten durch
Bescheid geltend gemacht.

TEIL VI
Verwaltungsvorschriften, Verwaltungsverfahren,
Ubergangsregelungen

§ 27
Verwaltungsvorschriften, Verwaltungsverfahren

(1) Die zur Ausfuhrung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlasst
die fur Jugend und Familie zustandige Senatsverwaltung.

(2) Fur die Durchfuihrung dieses Gesetzes sind die Verfahrensvorschriften des Zehnten
Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001
(BGBI. I S. 130), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. April 2005 (BGBI. |
S. 1073) geéndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung maf3geblich.

(3) 8 25 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch ist mit folgenden Maf3gaben anzuwen-
den:

1. Die Behorde kann den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten
gestatten, ohne dass deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer recht-
lichen Interessen erforderlich ist, sofern Rechte Dritter dadurch nicht beeintrachtigt
werden.

2. Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behdrde, die die Akten fuhrt.
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§ 28
Ubergangsregelungen

(1) Ab dem 1. Januar 2006 sind die Jugendamter fir die Finanzierung nach § 23 zu-
standig. Bis zu diesem Zeitpunkt erfolgt die Finanzierung von Platzen in Tageseinrich-
tungen der Trager der freien Jugendhilfe durch die fur Jugend und Familie zustandige
Senatsverwaltung. Dies gilt nicht fur Kinder, die bei den Eigenbetrieben nach 8§ 20 be-
treut werden; Absatz 2 findet entsprechend Anwendung.

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden Vereinbarungen zur
Finanzierung von Platzen in Tageseinrichtungen der Trager der freien Jugendhilfe fur
Kinder vor Beginn des Schulbesuchs sind unverziglich an die Regelungen dieses
Gesetzes anzupassen. Entsprechendes gilt fir die Finanzierungsvoraussetzungen nach
8§ 23 Abs. 3 Nr. 2 und 5; 8 16 Abs. 2 ist sofort anzuwenden. 8 26 Satz 2 bis 4 findet ab
dem 1. Januar 2006 Anwendung; bis zu diesem Zeitpunkt berechnet der jeweilige
Trager die Kostenbeteiligung. 8 26 Satz 4 findet auf vor diesen Zeitpunkt zurtickwirken-
de Kostenbeteiligungsfestsetzungen der Jugendamter keine Anwendung.

(3) 8 2 Abs. 2 findet auf Kinder, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits die Schule
besuchen und deren Betreuung in Einrichtungen von Tragern der freien Jugendhilfe
oder in Angeboten der Kindertagespflege vor dem 1. August 2005 begonnen hat, fur die
Dauer dieser Betreuung keine Anwendung, soweit nicht Absatz 4 einschlagig ist.

Die Fortfuhrung der Finanzierung der Betreuung dieser Kinder bei Tragern der freien
Jugendhilfe ist unter Berlicksichtigung der Einfihrung der verlasslichen Halbtagsgrund-
schule im Rahmen einer Ubergangsvereinbarung auf Grundlage der bisherigen Finan-
zierung nach 8 23 des Kindertagesbetreuungsgesetzes in der Fassung vom

4. September 2002 (GVBI. S. 292), das zuletzt durch Artikel 1l des Gesetzes vom

27. Januar 2005 (GVBI. S. 92) gedndert worden ist, sicherzustellen; Absatz 2 gilt ent-
sprechend. Fir diese Félle findet die Spalte 6 der Anlage 2 des Tagesbetreuungs-
kostenbeteiligungsgesetzes mit Inkrafttreten dieses Gesetzes Anwendung. Die Méglich-
keit eines Wechsels in ein Angebot der ergédnzenden Betreuung bleibt fir diese Kinder
unberihrt.

(4) Sofern Kinder im Sinne des Absatzes 3 in einer Einrichtung eines Tragers der freien
Jugendhilfe betreut werden, die dieser im Rahmen einer Kooperation mit der Schule zur
Sicherstellung der bedarfsgerechten Betreuung auf Grundlage des Schulgesetzes
bereitstellt, muss entsprechend der von den Eltern gegenuber dem Trager geltend
gemachten Bedarfslage eine Anpassung an die Formen der erganzenden Betreuung
einschlief3lich der Kostenbeteiligung nach Anlage 2 des Tagesbetreuungskostenbeteili-
gungsgesetzes erfolgen. Eine erneute Bedarfsprifung fur diese Anpassung ist nicht er-
forderlich; dies umfasst nicht die Falle der zusatzlichen Betreuung, sofern die Zeiten der
erganzenden Betreuung an der Schule nicht ausreichen (8 19 Abs. 6 Satz 10 des
Schulgesetzes), oder nachtragliche Erweiterungen des Betreuungsumfangs. Die Ge-
wahrung der Zuschisse erfolgt durch das jeweilige Bezirksamt. Die Satze 1 und 2 gel-
ten fur die Betreuung in bisher stadtischen Horten, die mit Inkrafttreten dieses Gesetzes
in die erganzende Betreuung an Schulen tberfuhrt werden, entsprechend.
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(5) Die Nachholung einer Bedarfsprtfung fiur die ergdnzende Betreuung der Kinder, die
bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes an Schulen betreut werden, ist nicht erforder-
lich. Im Ubrigen gelten die Abséatze 4 und 6 entsprechend.

(6) Auf Grundlage des Kindertagesbetreuungsgesetzes in der Fassung vom

4. September 2002 (GVBI. S. 292), zuletzt ge&ndert durch Artikel 1l des Gesetzes vom
27. Januar 2005 (GVBI. S. 92), ergangene Bedarfsbescheide (Altbescheide) gelten
weiter als Grundlage fur die Finanzierung. Bescheide, die vor dem 1. August 2005 fur
eine Hortbetreuung im Betreuungsjahr 2005/2006 erteilt worden sind, gelten als Grund-
lage fir eine ergdnzende Betreuung an Schulen ab 1. August 2005, sofern die hierfir
erforderlichen Feststellungen im Bescheid enthalten sind. Die Absétze 2 und 4 bleiben
unberiihrt. Die Erforderlichkeit einer Uberpriifung oder Neubeantragung von Bedarfs-
feststellungen nach diesem Gesetz oder auf Grund von Befristungen bleibt unberthrt.

(7) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes laufende Vertrage tber ergdnzende Kindertages-
pflege bedurfen nicht der gesonderten Nachholung einer Feststellung des entsprechen-
den Betreuungsumfangs.

(8) Betriebserlaubnisse nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unbe-
rahrt. Soweit die erforderlichen Bestimmungen fir die Erteilung von Genehmigungen fir
die erganzende Betreuung an Schulen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht
vorliegen, sind die bisher auf die Erteilung von Betriebserlaubnissen angewandten Mal3-
stabe unter der Maf3gabe zugrunde zu legen, dass bei einer Betreuung in Gebauden der
Schule durch den Trager der freien Jugendhilfe ein dem Kindeswohl entsprechendes
Raumnutzungskonzept festzulegen ist.

(9) Bis zum Ablauf des 31. Juli 2013 gilt § 4 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz mit der
Maf3gabe, dass Kinder, die bis zum 31. Juli des nachsten Jahres das dritte Lebensjahr
vollenden, ohne Vorliegen eines Bedarfs ab dem 1. August des laufenden Jahres gefor-
dert werden kdnnen.

(10) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 gilt 8 4 Absatz 3 Satz 1 mit der Mal3gabe,
dass Kindern im letzten Jahr vor Beginn der regelmafiigen Schulpflicht auf Antrag ohne
weitere Bedarfsprifung eine Teilzeitférderung gewahrt wird. Vom 1. Januar 2011 bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2012 gilt 8 4 Absatz 3 Satz 1 mit der MalRgabe, dass
Kindern in den zwei letzten Jahren vor Beginn der regelmafigen Schulpflicht auf Antrag
ohne weitere Bedarfsprifung eine Teilzeitférderung gewéhrt wird. Bis zum Ablauf des
31. Dezember 2010 gilt § 4 Absatz 3 Satz 2 mit der Mal3gabe, dass zumindest ein
Bedarf fur eine Halbtagsforderung anerkannt wird.

(11) Vom 1. April 2010 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 gilt 8§ 11 Absatz 2
Nummer 1 in folgender Fassung:
1. 38,5 Wochenarbeitsstunden padagogischen Fachpersonals sind vorzusehen
a) bei Kindern vor Vollendung des zweiten Lebensjahres

— fur jeweils 5,5 Kinder bei Ganztagsforderung,

— far jeweils 6,5 Kinder bei Teilzeitférderung,

— far jeweils 8,5 Kinder bei Halbtagsforderung;
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b) bei Kindern nach Vollendung des zweiten und vor Vollendung des dritten Lebensjah-

res
— far jeweils 6,5 Kinder bei Ganztagsférderung,
— fur jeweils 7,5 Kinder bei Teilzeitférderung,
— far jeweils 9,5 Kinder bei Halbtagsférderung;
c) bei Kindern nach Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Schuleintritt
— far jeweils 9,5 Kinder bei Ganztagsférderung,
— fur jeweils 11,5 Kinder bei Teilzeitforderung,
— far jeweils 14,5 Kinder bei Halbtagsforderung.

(12) Vom 1. Januar 2011 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 gilt § 11 Absatz 2
Nummer 4 mit der Mal3gabe, dass die Personalzuschlage bei 140 Kindern mit
38,5 Wochenstunden zu bemessen sind.

25



	Kindertagesförderungsgesetz – KitaFöG
	Inhaltsübersicht
	TEIL I - Allgemeines, Aufgaben und Ziele
	§ 1 Aufgaben und Ziele der Förderung
	§ 2 Geltungsbereich
	§ 3 Begriffsbestimmungen

	TEIL II - Voraussetzungen und Umfang der Förderung, Verfahren
	§ 4 Anspruch und bedarfsgerechte Förderung
	§ 5 Betreuungsumfang
	§ 5 a Sprachliche Förderung
	§ 6 Besondere Angebote für Kinder mit Behinderungen
	§ 7 Anmeldung, Bedarfsprüfung und Nachweisverfahren
	§ 8 Öffnungszeiten
	§ 9 Gesundheitsvorsorge

	TEIL III - Ausstattung und Qualitätsentwicklung
	§ 10 Anforderungen an das Personal,pädagogische Konzeption, Fachberatung
	§ 11 Personalausstattung
	§ 12 Bau und Ausstattung
	§ 13 Qualitätsentwicklungsvereinbarung

	TEIL IV - Elternbeteiligung und Betreuungsvertrag
	§ 14 Elternbeteiligung
	§ 15 Bezirks- und Landeselternausschuss
	§ 16 Betreuungsvertrag

	TEIL V - Kindertagespflege
	§ 17 Inhalt des Angebotes
	§ 18 Finanzierung und Unterstützung der Kindertagespflege

	TEIL VI - Gesamtverantwortung und Planung, Organisation der Tageseinrichtungen in bezirklicher Trägerschaft
	§ 19 Planung der Angebote
	§ 20 Organisation der Tageseinrichtungen in bezirklicher Trägerschaft

	TEIL VII - Finanzierung der Tageseinrichtungen, Kostenbeteiligung
	§ 21 Bau- und Errichtungskosten
	§ 22 Betriebskosten
	§ 23 Finanzierung der Tageseinrichtungen der Träger der freien Jugendhilfe
	§ 24 Betrieblich geförderte Einrichtungen
	§ 25 Förderung von Modellversuchen
	§ 26 Kostenbeteiligung

	TEIL VIII - Verwaltungsvorschriften, Verwaltungsverfahren, Übergangsregelungen
	§ 27 Verwaltungsvorschriften, Verwaltungsverfahren
	§ 28 Übergangsregelungen


